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(VkBl. 16/2011 Nr. 167 S. 546)

Nr. 167 Richtlinien zum Internationalen Über-
einkommen von 2004 zur Kontrolle 
und Behandlung von Ballastwasser 
und Sedimenten von Schiffen: 
Bekanntmachung der Richtlinien für 
die Risikobewertung nach Regel A-4 
des Ballastwasser-Übereinkommens 
(G7)

Am 13. Juli 2007 hat der Ausschuss für den Schutz der 
Meeresumwelt (MEPC) der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation (IMO) mit der Entschließung 
MEPC.162(56) die „Richtlinien für die Risikobewertung 
nach Regel A-4 des Ballastwasser-Übereinkommens 
(G7)“ verabschiedet.

Das Internationale Übereinkommen von 2004 zur Kont-
rolle und Behandlung von Ballastwasser und Sedimenten 
von Schiffen (Ballastwasser-Übereinkommen) sieht in 
seiner Regel A-4 vor, dass seine Vertragsparteien nach 
Maßgabe der von der IMO erarbeiteten „Richtlinien für 
die Risikobewertung nach Regel A-4 des Ballastwas-
ser-Übereinkommens“ Befreiungen von den Vorschriften 
zur Ballastwasser-Behandlung auf Schiffen gewähren 
können. 

Diese Richtlinien dienen einer einheitlichen Anwendung 
der Regel A-4 des Ballastwasser-Übereinkommens. Ins-
besondere geben sie Hinweise und Informationen zu den 
Grundsätzen und Methoden der Risikobewertung und 
zum Verfahren für die Gewährung von Befreiungen. 

Die Richtlinien werden im Anschluss an die allgemeine 
Bekanntmachung (VkBl. 2011 S. 133) nachstehend veröf-
fentlicht.

Bonn, den 29. Juli 2011 
WS 24/6247.3/1

Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung 

Im Auftrag 
Katharina Schmidt 
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Entschließung MEPC.162(56) 

angenommen am 13. Juli 2007 

 

Richtlinien für die Risikobewertung nach Regel A-4 

des Ballastwasser-Übereinkommens (G7)

Der Ausschuss für den Schutz der Meeresumwelt –

 gestützt auf Artikel 38(a) des Übereinkommens über 
die Internationale Seeschifffahrts-Organisation betref-
fend die Aufgaben, die dem Ausschuss für den Schutz 
der Meeresumwelt durch die internationalen Überein-
künfte zur Verhütung und Bekämpfung der Meeresver-
schmutzung übertragen werden;

 sowie gestützt auf die Tatsache, dass die Internatio-
nale Konferenz über die Behandlung von Ballastwasser 
von Schiffen im Februar 2004 das Internationale Überein-
kommen von 2004 zur Überwachung und Kontrolle von 
Ballastwasser und Sedimenten von Schiffen (Ballast-
wasser-Übereinkommen) zusammen mit vier Konferenz-
Entschließungen angenommen hat;

 in Kenntnis der Tatsache, dass nach Regel A-2 des 
Ballastwasser-Übereinkommens das Einleiten von Bal-
lastwasser nur im Rahmen der Ballastwasser-Behand-
lung nach Maßgabe der Anlage des Übereinkommens 
durchgeführt werden darf;

 ferner in Kenntnis der Tatsache, dass Regel A-4 des 
Übereinkommens festlegt, dass eine Vertragspartei oder 
mehrere Vertragsparteien in Gewässern unter ihrer Ho-
heitsgewalt Befreiungen von jeder Verpflichtung, Regel 
B-3 oder C-1 anzuwenden, zusätzlich zu den an anderer 
Stelle in diesem Übereinkommen vorgesehenen Befrei-
ungen gewähren können, jedoch nur, wenn diese Befrei-
ungen unter anderem nach Maßgabe der von der Organi-
sation erarbeiteten „Richtlinien für die Risikobewertung“ 
gewährt werden;

 sowie in Kenntnis der Tatsache, dass die Internatio-
nalen Konferenz über die Behandlung von Ballastwasser 
von Schiffen beschlossene Entschließung 1 die Organi-
sation auffordert, die Richt linien für die einheitliche An-
wendung des Übereinkommens als dringliche Angele-
genheit zu erarbeiten;

 nach Prüfung des von der Arbeitsgruppe „Ballastwas-
ser“ erarbei teten Entwurfs der „Richtlinien für die Risiko-
bewertung“ nach Regel A-4 des Ballastwasser-Überein-
kommens (G7) auf seiner sechsundfünfzigsten Tagung 
sowie der Empfehlung des Unterausschusses „Flüssige 
Massengüter und Gase“ auf seiner elften Tagung –

1.   nimmt die in der Anlage dieser Entschließung wiederge-
gebenen „Richtlinien für die Risikobewertung nach Re-
gel A-4 des Ballast wasser-Übereinkommens (G7)“ an;

2.   fordert die Regierungen auf, diese Richtlinien so bald 
wie möglich oder wenn das Über einkommen auf sie 
Anwendung findet, anzuwenden;

3.  stimmt zu, die Richtlinien zu beobachten.

Anlage 

 

Richtlinien für die Risikobewertung nach Regel A-4 

des Ballastwasser-Übereinkommens (G7)

1  Zweck
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nem annehmbar niedrigen Risiko zu unterschei-
den, bei denen es unwahrscheinlich ist, dass das 
Einleiten von Ballastwasser trotz Nichteinhaltung 
der Regeln B-3 und C-1 die Umwelt, menschliche 
Gesundheit, Sachwerte oder Ressourcen der ge-
währenden Vertragspartei und angrenzender oder 
anderer Staaten beeinträchtigt oder schädigt.

2.5   Die Risikobewertungen sollen auf den besten ver-
fügbaren wissenschaftlichen Informatio nen beru-
hen.

2.6   Die Richtlinien sollen beobachtet werden, um die 
während ihrer Anwendung gesammelten Erfah-
rungen und etwaige neue wissenschaftliche und 
technische Kenntnisse einzu beziehen.

3  Anwendung

3.1   Diese Richtlinien gelten für Vertragsparteien, die 
Schiffen Befreiungen nach Regel A-4 des Über-
einkommens gewähren.

3.2   Schiffseigentümer oder -betreiber, die eine Befrei-
ung nach Regel A-4 beantragen möchten, sollen 
ebenfalls diese Richtlinien heranziehen.

4  Begriffsbestimmungen

4.1   Im Sinne dieser Richtlinien gelten die Begriffsbe-
stimmungen des Übereinkommens.

4.2   „Anadrom“: Arten, die in Süßwasserumgebungen 
laichen/schlüpfen, jedoch zumindest einen Teil ih-
res adulten Lebens in Meerwasserumgebungen 
verbringen.

4.3   „Biogeografische Region“: eine großflächige Natur-
region mit bestimmten physiografischen und biolo-
gischen Merkmalen, innerhalb derer die Tier- und 
Pflanzenarten eine große Ähnlichkeit aufweisen. 
Die Regionen sind nicht klar und vollständig vonei-
nander abgrenzbar, sondern es gibt mehr oder we-
niger deutlich ausgeprägte Übergangszonen.

4.4   „Katadrom“: Arten, die in Meerwasserumgebun-
gen laichen/schlüpfen, jedoch zumindest einen 
Teil ihres adulten Lebens in Süßgewässerumge-
bungen verbringen.

4.5   „Kryptogen“: Arten, deren Herkunft unbekannt ist, 
d. h. bei denen nicht nachgewiesen werden kann, 
ob sie in einer Region heimisch sind oder dorthin 
eingeführt wurden.

4.6   „Geberhafen“: Hafen oder Ort, an dem das Bal-
lastwasser an Bord genommen wird.

4.7   „Euryhalin“: Arten, die ein breites Salinitätsspekt-
rum tolerieren.

4.8   „Eurytherm“: Arten, die ein breites Temperatur-
spektrum tolerieren.

4.9   „Süßwasser“: Wasser mit einem Salzgehalt von 
unter 0,5 PSU (Practical Salinity Units).

4.10   „Meerwasser“: Wasser mit einem Salzgehalt von 
über 30 PSU.

4.11   „Nicht heimische Arten“: Jede Art außerhalb ihres 
natürlichen Verbreitungsgebiets, unab hängig da-
von, ob sie absichtlich oder unabsichtlich vom 
Menschen oder durch natürliche Prozesse über-
tragen wurde.

1.1   Der Zweck dieser Richtlinien besteht darin, die 
Vertragsparteien dabei zu unterstützen, sicherzu-
stellen, dass die Bestimmungen der Regel A-4 des 
Übereinkommens einheitlich angewendet werden 
und auf einer wissenschaftlich soliden Risikobe-
wertung beruhen; dadurch wird sichergestellt, 
dass die allgemeinen und besonderen Verpflich-
tungen einer Vertragspartei des Übereinkommens 
erfüllt werden.

1.2   Ein weiterer Zweck ist es, betroffenen Staaten die 
Sicherheit zu bieten, dass die von einer Vertrags-
partei gewährten Befreiungen den Vorschriften 
der Regel A-4.3 entsprechen.

1.3   Die Richtlinien behandeln drei Methoden zur Risi-
kobewertung, die es den Vertrags parteien ermög-
lichen, Szenarien mit unannehmbar hohem Risiko 
und Szenarien mit annehmbar niedrigem Risiko zu 
ermitteln, und den Vertragsparteien Hinweise zu 
Verfahren für die Gewäh rung und den Widerruf 
von Befreiungen nach Regel A-4 geben.

2  Einleitung

2.1   Regel A-4 des Übereinkommens legt fest, dass 
eine Vertragspartei oder mehrere Vertrags parteien 
in Gewässern unter ihrer Hoheitsgewalt Befreiun-
gen von jeder Verpflichtung, Regel B-3 oder C-1 
anzuwenden, zusätzlich zu den an anderer Stelle 
in diesem Übereinkommen vorgesehenen Befrei-
ungen gewähren können, jedoch nur, wenn diese 
Befreiungen

  .1   einem oder mehreren Schiffen auf einer oder 
mehreren Reisen zwischen bestimmten Häfen 
oder Orten oder einem Schiff gewährt werden, 
das ausschließlich zwischen bestimmten Hä-
fen oder Orten betrieben wird;

  .2   vorbehaltlich einer Zwischenprüfung nicht 
mehr als fünf Jahre lang gelten;

  .3   Schiffen gewährt werden, die Ballastwasser 
oder Sedimente nur zwischen den in Absatz 
2.1.1 genannten Häfen oder Orten vermischen;

  .4   nach Maßgabe der von der Organisation erar-
beiteten Richtlinien gewährt werden.

2.2   Diese Richtlinien geben Hinweise und Informatio-
nen zu Grundsätzen und Methoden der Risikobe-
wertung, Datenbedarf, Hinweise zur Anwendung 
der Methoden für die Risikobewertung, Verfahren 
für die Gewährung von Befreiungen, Konsulta-
tions- und Mitteilungsverfah ren, Informationen zur 
Überprüfung von Befreiungen und Hinweise zur 
technischen Hilfe, Zusammenarbeit und regiona-
len Zusammenarbeit.

2.3   Diese Richtlinien geben ebenfalls Hinweise zur 
Rolle der Organisation, der Schifffahrt, der Hafen-
staaten und sonstigen Staaten, die von der Ge-
währung von Befreiungen nach Regel A-4 des 
Übereinkommens betroffen sein können.

2.4   Eine wissenschaftlich solide Risikobewertung un-
termauert das Verfahren der Vertrags parteien zur 
Gewährung von Befreiungen nach Regel A-4 des 
Übereinkommens. Die Bewertung muss wissen-
schaftlich solide sein, um zwischen Szenarien mit 
unannehmbar hohem Risiko und Szenarien mit ei-
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5.3   Wird eine Risikobewertung bei der Prüfung der 
Gewährung einer Befreiung durchge führt, sollen 
die Grundsätze der Risikobewertung sorgfältig 
angewendet werden. Das Fehlen vollständiger 
wissenschaftlicher Sicherheit soll im Entschei-
dungsfindungsverfahren sorgfältig berücksichtigt 
werden. Dies ist bei diesen Richtlinien besonders 
wichtig, da jede Entschei dung, eine Befreiung zu 
gewähren, das Einleiten von Ballastwasser, das 
nicht den Normen der Regel D-1 oder D-2 ent-
spricht, zulässt.

6   Methoden zur Risikobewertung

6.1  Allgemeines

6.1.1   In diesen Richtlinien werden drei Methoden für die 
Bewertung der Risiken bei der Gewäh rung einer 
Befreiung nach Regel A-4 des Übereinkommens 
behandelt:

  • Risikobewertung zur Umweltanpassung

  • biogeografische Risikobewertung von Arten

  • artenspezifische Risikobewertung 

6.1.2   Bei der Risikobewertung zur Umweltanpassung 
werden die Umweltbedingungen verschiede ner 
Orte verglichen, die biogeografische Risikobewer-
tung von Arten vergleicht die Überschnei dungen 
von heimischen und nicht heimischen Arten, um 
die Umweltähnlichkeit zu beurteilen und risikorei-
che Eindringlinge zu ermitteln, während die arten-
spezifische Risiko bewertung die Verbreitung und 
die Merkmale ermittelter Zielarten beurteilt. Ab-
hängig vom Umfang der durchgeführten Bewer-
tung können die drei Ansätze einzeln oder in jeder 
Kombi nation eingesetzt werden, wobei zu beach-
ten ist, dass jeder Ansatz seine Grenzen hat.

6.1.3   Die Risikobewertung zur Umweltanpassung und 
die biogeografische Risikobewertung von Arten 
sind möglicherweise für Bewertungen zwischen 
biogeografische Regionen am besten geeignet. 
Die artenspezifi sche Risikobewertung ist mögli-
cherweise am besten geeignet, wenn die Bewer-
tung für eine begrenzte Anzahl schädlicher Arten 
innerhalb einer biogeografischen Region durchge-
führt werden kann.

6.2  Risikobewertung zur Umweltanpassung

6.2.1   Risikobewertungen zur Umweltanpassung ver-
gleichen Umweltbedingungen einschließlich Tem-
peratur und Salinität zwischen Geber- und Emp-
fängerregionen. Der Grad der Ähnlichkeit der Orte 
bietet einen Hinweis darauf, mit welcher Wahr-
scheinlichkeit eine zwischen diesen Orten übertra-
gene Art überleben und sich ansiedeln kann.

6.2.2   Da Arten in einer Region weit verbreitet und selten 
auf einen einzelnen Hafen beschränkt sind, sollen 
die Umweltbedingungen der Herkunftsregion be-
rücksichtigt werden. 

6.2.3   Diese Regionen werden üblicherweise als biogeo-
grafische Regionen bezeichnet. In Anbetracht 
dessen, dass alle bestehenden biogeografischen 
Modelle für andere Zwecke als dem hier vorge-
schlagenen aufgestellt wurden, wird aufgrund der 
zu diesem Zeitpunkt besten verfügbaren Informa-
tionen vorgeschlagen, das LME-Modell (Large 

4.12   „Empfängerhafen“: Hafen oder Ort, an dem das 
Ballastwasser eingeleitet wird.

4.13   „Zielarten“: Die von einer Vertragspartei ermittel-
ten Arten, die bestimmte Kriterien erfül len, die da-
rauf hinweisen, dass sie die Umwelt, menschliche 
Gesundheit, Sachwerte oder Ressourcen  beein-
trächtigen oder schädigen können und für einen 
bestimmten Hafen oder Staat oder eine bestimm-
te biogeografische Region bestimmt werden.

5   Grundsätze der Risikobewertung

5.1   Die Risikobewertung ist ein logisches Verfahren, 
um die Wahrscheinlichkeit und Auswirkungen von 
bestimmten Ereignissen – wie Eintrag, Ansiedlung 
oder Ausbreitung von schädlichen Wasserorga-
nismen und Krankheits erregern zu bestimmen. 
Risikobewertungen können qualitativ oder quanti-
tativ erfolgen und eine wertvolle Entscheidungshil-
fe darstellen, wenn sie systematisch und genau 
durchgeführt wird.

5.2   Die folgenden Grundsätze legen die Art und Durch-
führung der Risikobewertung fest:

  .1   Effektivität – die Risikobewertungen wägen 
die Risiken im erforderlichen Umfang genau 
ab, um ein angemessenes Schutzniveau zu 
 erreichen.

  .2   Transparenz – die Begründung und die Nach-
weise für die aufgrund der Risikobewertung 
empfohlenen Maßnahmen sowie Unsicher-
heitsbereiche (und ihre möglichen Folgen für 
die Empfehlungen) sind klar dokumentiert und 
werden den Entschei dungsträgern vorgelegt.

  .3   Konsistenz – die Risikobewertungen errei-
chen ein einheitlich hohes Leistungsniveau un-
ter Verwendung eines einheitlichen Verfahrens 
sowie einer einheitlichen Methodik.

  .4   Ganzheitlichkeit – der volle Werteumfang  aus 
den Bereichen Wirtschaft, Umwelt, Gesell-
schaft und Kultur wird bei der Bewertung der 
Risken und der Erarbeitung von Empfehlungen 
berücksichtigt.

  .5   Risikomanagement – es mag zwar risikoarme 
Szenarien geben, Risikofreiheit ist jedoch nicht 
erreichbar; insofern sollen Risiken gesteuert 
werden, indem ein annehmbares Risikoniveau 
im Einzelfall festgelegt wird.

  .6   Sicherheitsvorkehrungen – Risikobewertun-
gen sollen bei der Aufstellung von Vermu tungen 
und Empfehlungen gewisse Sicherheitsvorkeh-
rungen einschließen, um Unsicherheit, Unzu-
verlässigkeit und Unzulänglichkeit von Informa-
tionen auszuweisen. Fehlende oder unsichere 
Informationen sollen daher als ein Hinweis auf 
mögliche Risiken ange sehen werden.

  .7   Wissenschaftliche Grundlage – Risikobe-
wertungen sollen auf den besten verfügba ren 
Informationen beruhen, die mithilfe wissen-
schaftlicher Methoden gesammelt und analy-
siert wurden. 

  .8   Ständige Verbesserung – jedes Risikomodell 
soll regelmäßig überprüft und aktualisiert wer-
den, um neue Kenntnisse berücksichtigen zu 
können. 
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len Fällen soll es möglich sein, vorhan dene Daten 
für einen Teil oder die Gesamtheit dieser Umwelt-
profile zu nutzen.

6.2.8   Folgendes soll beim Sammeln von Daten über die 
Umweltbedingungen berücksichtigt werden: 

  .1   Die saisonbedingten Schwankungen der Sali-
nität und Temperatur an der Oberfläche und 
am Grund der Gewässer im Empfängerhafen 
und dem größeren Wasserkörper, in dem der 
Hafen liegt (z. B. Mündung oder Bucht). Ober-
flächen- und Grundwerte werden benötigt, um 
den gesamten Schwankungsbereich der Um-
weltbedingungen für einen möglichen Ein-
dringling zu ermitteln (z. B. Oberflächengewäs-
ser mit geringer Salinität lassen die Invasion 
von Süßwasserarten zu). Salinitäts- und Tem-
peraturtiefenprofile sind nicht erforderlich, 
wenn die verfügbaren Daten darauf hinweisen, 
dass das Gewässer über das gesamte Jahr 
hinweg gut durchmischt ist.

  .2   In Empfängerhäfen mit starkem Gezeitenstrom 
oder starken Strömungen sollen die zeit lichen 
Salinitätsschwankungen über einen Gezeiten-
zyklus hinweg ermittelt werden.

  .3   In Gebieten, die saison- oder tiefenbedingten 
Schwankungen unterliegen, soll die Salini tät 
unter Berücksichtigung der Saison und/oder 
Tiefe bestimmt werden.

  .4   Jegliche anthropogene Einflüsse auf den Süß-
wasserabfuss, die den Salzhaushalt des Emp-
fängerhafens und der umgebenden Gewässer 
zeitweise oder dauerhaft verändern könnten.

  .5   Die saisonbedingten Temperaturschwankungen 
von Küstengewässern in der biogeografischen 
Region des Empfängerhafens. Berücksichtigt 
werden sollen sowohl Oberflächengewässer 
und, wie sich die Temperatur nach Tiefe ändert.

6.2.9   Es wird empfohlen, dass nach der Analyse der 
Umweltbedingungen die Arten berücksich tigt 
werden, von denen bekannt ist, dass sie in der 
Geberregion vorkommen und extreme Umweltun-
terschiede vertragen. Sind solche vorhanden, soll 
ein artenspezifischer Ansatz angewandt werden, 
um die mit diesen Arten verbundenen Risiken zu 
beurteilen. Zu diesen Arten gehören:

  •  Arten, die in ihrem Lebenszyklus sowohl Süß- 
als auch Meerwasserumgebungen nutzen (ein-
schließlich anadrome (z. B. Seeneunauge) und 
katadrome (z. B. Wollhandkrabbe) Arten); 

  •  Arten mit großem Temperaturtoleranzbereich 
(eurytherme Arten) oder Salinitätstoleranz-
bereich (euryhaline Arten).

6.3  Biogeografische Risikobewertung von Arten

6.3.1   Die biogeografische Risikobewertung von Arten 
vergleicht die biogeografischen Verbreitungen von 
nicht heimischen, kryptogenen und schädlichen 
heimischen Arten, die zur jeweiligen Zeit in den 
Geber- und Empfängerhäfen und biogeografi-
schen Regionen vorkommen. Überlappende Arten 
in den Geber- und Empfängerhäfen und -regionen 
sind ein direkter Hinweis darauf, dass die Umwelt-
bedingungen ausreichend ähnlich sind, um eine 

Maritime Ecosystems) (http://www.edc.uri.edu/
lme) zu verwenden, gegebenenfalls mit lokalen 
und regionalen Anpassungen. Es wird anerkannt, 
dass das vorgeschlagene biogeo grafische Modell 
möglicherweise unter bestimmten Umständen 
nicht angemessen ist und in es diesem Fall nötig 
sein kann, andere anerkannte biogeografische 
Modelle zu berücksichtigen1. 

6.2.4   Die Umweltanpassung soll daher Umweltbedin-
gungen zwischen der biogeografischen Geberre-
gion und dem Empfängerhafen vergleichen, um 
die Wahrscheinlichkeit festzustellen, mit der in der 
biogeografischen Geberregion auftretende Arten 
im Empfängerhafen in einer anderen biogeografi-
schen Region überleben können. Zu den bei der 
Umweltanpassung berücksichtigten Umweltbe-
dingungen können unter anderem Salinität, Tem-
peratur oder andere Umweltbedingun gen wie 
Nährstoffe oder Sauerstoff gehören.

6.2.5   Die Schwierigkeit bei der Verwendung von Risiko-
bewertungen zur Umweltanpassung liegt in der 
Ermittlung der Umweltbedingungen, anhand derer 
sich voraussagen lässt, inwieweit die schädlichen 
Arten fähig sind, sich an dem neuen Ort anzusie-
deln und dort Schäden zu verursa chen, sowie 
festzustellen, ob das Risiko der Ballastwasserein-
leitung so gering ist, dass es annehmbar ist. Risi-
kobewertungen zur Umweltanpassung sind nur 
begrenzt geeignet, wenn die Unterschiede zwi-
schen einer biogeografischen Geberregion und 
einem Empfängerhafen gering sind, da eine hohe 
Ähnlichkeit mit großer Wahrscheinlichkeit darauf 
hindeutet, dass eine erfolg reiche Ansiedlung sehr 
wahrscheinlich ist.

6.2.6   Auch die Umweltbedingungen der Geber- und 
Empfängerhäfen sollen verglichen werden. Die 
Ähnlichkeit wesentlicher Umweltbedingungen 
zwischen den zwei Häfen ist ein deutlicher Hin-
weis darauf, dass im Ballastwasser des Geberha-
fens mitgenommene Arten nach Freisetzung in die 
Gewässer des Empfängerhafens überleben könn-
ten. Zu den Umweltbedingungen, die für die Um-
weltanpassung berücksichtigt werden können, 
gehören unter anderem Salinität, Temperatur oder 
andere Umweltbedin gungen wie Nährstoffe oder 
Sauerstoff.

6.2.7   Zu den erforderlichen Daten, die eine Risikobe-
wertung mittels Umweltanpassung ermöglichen, 
gehören unter anderem die folgenden:

  .1   Herkunft des Ballastwassers, das im Empfän-
gerhafen eingeleitet werden soll.

  .2   Biogeografische Region des/der Geber- und 
Empfängerhafens/-häfen.

  .3   Mittelwerte und Bandbreite der Umweltbedin-
gungen, insbesondere Salinität und Tempera-
tur.

   Diese Informationen werden dazu verwendet, den 
Grad der Umweltähnlichkeit zwischen den Geber- 
und Empfängerumgebungen festzustellen. In vie-

1 Watlin und Gerkin (http://marine.rutgers.edu/OBIS/index.html) auf der 
Grundlage von Briggs (1953) und Springer (1982); IUCN bioregion 
system; Briggs (1953) und Ekman (1974;1995); Longhurst provinces.
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sourcen gefährden oder schädigen können, ermit-
telt und herausgesucht werden. Diese Arten wer-
den als Zielarten bezeichnet. Die Ziel arten sollen 
für einen bestimmten Hafen, Staat oder eine be-
stimmte geografische Region heraus gesucht und 
nach Konsultation der betroffenen Staaten ermit-
telt und vereinbart werden.

6.4.3   Um die potenziell schädlichen und invasiven Arten 
zu ermitteln, sollen die Vertrags parteien zunächst 
alle im Geberhafen, aber nicht im Empfängerhafen 
vorhandenen Arten (einschließlich kryptogener Ar-
ten) ermitteln. Zielarten sollen dann  auf Grundlage 
von Kriterien, die die Arten kennzeichnen, die die 
Fähigkeit besitzen, in Gebiete einzudringen und 
schädlich zu werden, herausgesucht werden. Zu 
den Faktoren, die bei der Ermittlung von Zielarten 
berücksichtigt werden sollen, gehören unter an-
derem die folgenden: 

  • Nachweis früherer Einführung;

  •  belegte Auswirkungen auf Umwelt, Wirtschaft, 
menschliche Gesundheit, Sachwerte oder 
Ressourcen;

  •  Stärke und Art der ökologischen Wechselwir-
kungen, z. B. Umweltpioniere;

  •  derzeitige Verbreitung innerhalb der biogeo-
grafischen Region und in anderen biogeogra-
fischen Regionen; 

  •  Verhältnis zu Ballastwasser als Vektor.

6.4.4  Artenspezifische Risikobewertungen sollen dann 
für eine Liste von Zielarten durchge führt werden, 
darunter tatsächlich oder potenziell schädliche 
nicht heimische Arten (einschließlich kryptogener 
Arten). Mit steigender Zahl der in die Bewertung 
einbezogenen Arten sinkt die Zahl der risikoarmen 
Szenarien. Dies ist gerechtfertigt, wenn die Arten-
bewertungen genau sind. Schwierigkeiten treten 
dann auf, wenn die Bewertungen infolge von Da-
tenmangel konservativ sind. Es soll jedoch aner-
kannt werden, dass die Unsicherheit der Vorhersa-
ge des Gesamtrisikos steigt, je weniger Arten 
bewertet werden. Daher soll die mit der Begren-
zung der Analyse auf eine kleine Zahl von Arten ver-
bundene Unsicherheit bei der Bewertung des allge-
meinen Eindringrisikos berücksichtigt werden. 

6.4.5  Es soll beachtet werden, dass die Verwendung 
des artenspezifischen Ansatzes Grenzen hat. 
Auch wenn einige Daten und Informationen einge-
holt werden können, um die Entschei dungsfindung 
zu unterstützen, ist die Ermittlung von Arten, die 
die Umwelt, die menschliche Gesundheit, Sach-
werte oder Ressourcen beeinträchtigen und schä-
digen können, subjektiv und es wird einen gewis-
sen Grad an Unsicherheit bei diesem Ansatz 
geben. So ist es beispielsweise möglich, dass Ar-
ten, die in einigen Umgebungen als schädlich er-
mittelt wurden, in anderen Umgebungen nicht 
schädlich sind und umgekehrt.

6.4.6  Werden artenspezifische Risikobewertungen 
durchgeführt, wenn Geber- und Empfänger hafen 
in unterschiedlichen biogeografischen Regionen 
liegen, sollen die Vertrags parteien Unsicherheiten 
infolge eines Mangels an Daten über das Vorkom-

gemeinsame Fauna und Flora zu ermöglichen. Die 
biogeografische Analyse könnte auch dazu ge-
nutzt werden, risikoreiche Eindringlinge zu ermit-
teln. So könnten beispielsweise heimische Arten 
der biografischen Geberregion, die erfolgreich in 
andere ähnliche biogeografische Regionen einge-
drungen sind, jedoch nicht in der biogeografi-
schen Empfängerregion vorkommen, als risikorei-
che Eindringlinge für den Empfängerhafen oder 
-ort angesehen werden. Je höher die Zahl der bio-
geografischen Regionen, in die solche Arten er-
folgreich eingedrungen sind, desto größer ist die 
Möglichkeit, dass diese Arten in der Lage wären, 
sich im Empfängerhafen oder der biogeografi-
schen Empfängerregion anzusiedeln, sollten sie 
durch Ballastwasser, das nicht den Vorgaben der 
Regel B-3 oder C-1 entspricht, zugeführt werden. 
Ein weiterer genereller Risiko hinweis wäre, dass 
eine Vielzahl von Eindringlingen in andere Gebiete 
aus der biogeografi schen Geberregion stammt.

6.3.2   Zu den erforderlichen Daten, die eine Risikobe-
wertung nach biogeografischem Ansatz ermögli-
chen, gehören unter anderem die folgenden: 

  .1   Aufzeichnungen über das Eindringen in den 
biogeografischen Geber- und Empfängerregi-
onen und -häfen,

  .2   Aufzeichnungen über heimische oder nicht 
heimische Arten in der biogeografi schen Ge-
berregion, die durch Ballastwasser einge-
schleppt werden könnten und die in andere 
biogeografische Regionen eingedrungen sind, 
sowie die Anzahl und Art der biogeografischen 
Regionen, in die sie eingedrungen sind;

  .3   Aufzeichnungen über heimische Arten in der 
Geberregion, die fähig sind, nach der Zufüh-
rung in die Empfängerregion durch Ballast-
wasser die menschliche Gesundheit zu ge-
fährden oder beträchtliche ökologische oder 
wirtschaftliche Schäden zu verursachen.

6.3.3   Die biogeografische Risikobewertung von Arten 
könnte ebenfalls genutzt werden, um mögliche 
Zielarten in den Geberregionen zu ermitteln, wie 
im Falle von heimischen Arten, die eine große Ver-
breitung im Hinblick auf biogeografische Regio-
nen oder Lebensräume aufweisen oder von denen 
bekannt ist, dass sie in andere, dem Empfänger-
hafen ähnliche biogeografische Regionen einge-
drungen sind.

6.4  Artenspezifische Risikobewertung

6.4.1   Artenspezifische Risikobewertungen nutzen Infor-
mationen zu Lebenszyklen und zu physiologi-
schen Toleranzen, um die physiologischen Gren-
zen einer Art festzulegen und dadurch deren 
Potential zu beurteilen, in der Empfängerumge-
bung zu überleben oder ihren Lebenszyklus zu 
vollenden. Das heißt, sie vergleichen individuelle 
Artmerkmale mit den Umweltbedin gungen im 
Empfängerhafen, um die Wahrscheinlichkeit von 
Einschleppung und Überleben zu ermitteln.

6.4.2   Um eine artenspezifische Risikobewertung durch-
zuführen, müssen Arten, die die Umwelt, die 
menschliche Gesundheit, Sachwerte oder Res-
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6.4.10  Um die Wahrscheinlichkeit der Einschleppung und 
des Überlebens einer schädlichen Art zu ermitteln, 
kann die Wahrscheinlichkeit des Überlebens jeder 
Art in jeder der in Absatz 6.4.9 aufgeführten Pha-
sen bewertet werden. Soweit möglich können 
auch die verschiedenen Lebens stadien der Zielar-
ten unter Berücksichtigung der saisonbedingten 
Schwankungen beim Vorkom men im Geberhafen 
mit saisonalen Bedingungen im Empfängerhafen 
bewertet werden. Die Gesamtrisikobewertung für 
das Einleiten von nicht behandeltem Ballastwas-
ser wird dem nach auf Grundlage der Bewertung 
aller Zielarten, die diese Phasen überleben, durch-
geführt.

6.4.11  Bei der Bewertung, ob eine Art im Empfängerha-
fen überlebt, müssen physiologische Toleran zen 
aller Lebensstadien zu berücksichtigen.

  .1   Die Überlebensfähigkeit der Adulten würde 
durch die physiologischen Temperatur- und 
Salinitätsgrenzwerte angezeigt, die innerhalb 
der im Empfänger hafen und größeren Wasser-
körper überwachten Umgebungsbereiche lie-
gen. Zur Überprüfung könnte ein Vergleich mit 
den Bereichen der heimischen und/oder zuge-
führten Arten angestellt werden, um festzustel-
len, ob die erwarteten Toleranzen (auf Grund-
lage von Labor- oder Felduntersuchungen) die 
tatsächlichen Verbreitungen widerspiegeln.

  .2   Im Hinblick auf andere Lebensstadien sollen die 
physiologischen Anforderungen jedes Stadi-
ums des Lebenszyklus mit den Umweltbedin-
gungen während der/den Fort pflanzungszeit(en) 
verglichen werden unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass sich diese Stadien möglicher-
weise in unterschiedlichen Lebens räumen hal-
ten, um ihren Lebenszyklus zu vollenden (z. B. in 
der Wassersäule von Küstengewässern leben-
de Larven von in Mündungsgebieten vorkom-
menden benthischen Wirbellosen). Die Daten 
sollen gegebenenfalls gesammelt werden.

  .3   Sind Daten verfügbar und relevant, sollen Ver-
gleiche bekannter physischer Toleranzen für 
andere Bedingungen durchgeführt werden.

6.4.12  Um zu beurteilen, ob der Ansatz nach der arten-
spezifischen Risikobewertung ausreichend solide 
ist, um Eindringlinge vorherzusagen, könnte der 
Ansatz genutzt werden, um die Wahrscheinlich-
keit des Eindringens einer Reihe von im Empfän-
gerhafen vorkommenden Eindringlingen zu be-
werten Eine Fehleinschätzung bei der Voraussage 
bestehender Eindringlinge kann darauf hindeuten, 
dass das Modell die Risiken unterprognostiziert.

6.5  Beurteilung und Entscheidungsfindung

6.5.1  Der Hafenstaat, der Befreiungen gewährt, muss 
sowohl im Beurteilungs- als auch im Konsulta-
tionsverfahren Regel A-4 Absatz 3 besonders be-
achten, die verlangt, dass nach dieser Regel ge-
währte Befreiungen die Umwelt, menschliche 
Gesundheit, Sachwerte oder Ressourcen angren-
zender oder sonstiger Staaten nicht beeinträchti-
gen oder schädigen darf. Regel A-4 Absatz 3 
schreibt ebenfalls vor, dass Staaten, die Nachteile 
erleiden könnten, zu konsultieren sind und sich die 

men von potenziell schädlichen Arten am Geber-
ort ermitteln und berücksichtigen. 

6.4.7  Zu den erforderlichen Daten, die eine Risikobe-
wertung nach artenspezifi schem Ansatz ermögli-
chen, zählen unter anderem die folgenden:

  .1   biogeografische Region des/der Geber- und 
Empfängerhafens/-häfen;

  .2   das Vorkommen aller nicht heimischen Arten 
(einschließlich kryptogener Arten) und heimi-
schen Arten im Geberhafen, in der Hafenregi-
on und der biogeografi schen Region, die nicht 
im Empfängerhafen vorkommen, um die Er-
mittlung der Ziel arten zu ermöglichen;

  .3   das Vorkommen aller Zielarten im Empfänger-
hafen, der Hafenregion und biogeografi schen 
Region;

  .4   die Unterschiede zwischen den Zielarten in 
den Geber- und Empfängerhäfen, der Hafen-
region und biogeografischen Region;

  .5   Informationen zum Lebenszyklus der Zielarten 
und physiologi sche Toleranzen, insbesondere 
Salinität und Temperatur; 

  .6   der für der Zielart erforderliche Lebensraum 
sowie Vorhandensein dieses Lebens raums im 
Empfängerhafen.

6.4.8  Kommt eine Zielart bereits im Empfängerhafen 
vor, kann es angemessen sein, diese Art aus der 
Gesamtrisikobewertung für diesen Hafen auszu-
schließen, es sein denn, diese Art unterliegt akti-
ver Kontrolle. Es ist allerdings wichtig anzuerken-
nen, dass auch in dem Fall, dass eine nicht 
heimische oder kryptogene Art aus den Geber- 
und Empfängerhäfen gemeldet wurde, ihre konti-
nuierliche Einführung in den Empfängerhäfen die 
Wahrscheinlichkeit erhöhen könnte, dass diese 
Art sich dort ansiedelt und/oder eine invasive Po-
pulationsdichte erreicht.

6.4.9  Eine Risikobewertung kann auf verschiedene Arten 
durchgeführt werden. Eine einfache Bewertung 
kann wie in Absatz 6.4.7 beschrieben durchgeführt 
werden, d. h. es kann geprüft werden, ob eine Ziel-
art im Geberhafen, aber nicht im Empfängerhafen 
vorkommt und ob diese durch Ballastwasser über-
tragen werden kann. Es kann gegebenenfalls auch 
die Wahrscheinlich keit berücksichtigt werden, mit 
der Zielarten die folgenden Phasen überleben, da-
runter: 

  .1   Aufnahme – Wahrscheinlichkeit, dass lebens-
fähige Stadien während der Ballastwasser-
Aufnahmevorgänge in die Ballastwassertanks 
des Schiffes gelangen;

  .2   Einschleppung – Überlebenswahrscheinlich-
keit während der Reise;

  .3   Einleiten – Wahrscheinlichkeit, dass lebensfä-
hige Stadien bei Ankunft durch das Einlei ten 
von Ballastwasser in den Empfängerhafen ein-
geführt werden; 

  .4   Ansiedlung einer Population – Wahrscheinlich-
keit, dass die Art sich in einer selbsterhal tenden 
Population im Empfängerhafen ansiedelt.
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über den gesamten Befreiungszeit raum hinweg 
zugeführt werden. Aus diesem Grund wird emp-
fohlen, dass eine Risikobewertung zumindest 
Schätzungen der folgenden vier Faktoren berück-
sichtigt soll:

  .1  die Gesamtmenge des eingeleiteten Wassers,

  .2   die Menge des eingeleiteten Wassers pro Vor-
gang (Reise),

  .3  die Gesamtzahl der Einleitungsvorgänge,

  .4   die zeitliche Verteilung der Einleitungsvorgän-
ge.

6.5.7  In allen Fällen muss der Unsicherheitsgrad bei der 
Beurteilung des Risikos berücksichtigt werden. Ein 
hoher Unsicherheitsgrad bei biogeografischen 
Verbreitungen und/oder physiolo gischen Toleran-
zen einer Zielart kann an sich ausreichend sein, um 
das Risiko als hoch einzustu fen. Darüber hinaus 
sollen die potenziellen Umweltauswirkungen der 
Zielart bei der Entscheidung über den annehmba-
ren Risikograd berücksichtigt werden. Das Fehlen 
oder die Unsicherheit einer Information soll nicht 
als Grund angesehen werden, eine Befreiung von 
der Regel B-3 oder C-1 zu gewähren.

6.5.8  Nachdem der Risikograd und das Ausmaß an Un-
sicherheiten bewertet wurden, kann das Ergeb nis 
mit den Risikograden verglichen werden, die eine 
Vertragspartei zu akzeptieren bereit ist, um festzu-
stellen, ob eine Befreiung gewährt werden kann.

6.5.9  Schiffen, die sich auf einer Reise/auf Reisen oder 
einer Route/auf Routen befinden, die den Vorschrif-
ten von Regel A-4 Absatz 1 entsprechen und die 
die Annahmebedingungen in der Risiko bewertung 
akzeptieren, kann eine Befreiung gewährt werden. 

6.5.10  Es wird empfohlen, eine unabhängige Begutach-
tung der Risikobewertungsmethode, der Daten 
und Annahmen durchzuführen, um sicherzustellen, 
dass die Analyse streng wissenschaftlich durchge-
führt wurde. Die Begutachtung soll von einer unab-
hängigen dritten Partei mit Fachwissen in den Be-
reichen Biologie und Risikobewertung durch geführt 
werden.

7  Verfahren für die Gewährung von Befreiungen

7.1   Dieser Abschnitt dient als Anleitung für Vertragspar-
teien, Verwaltun gen und Schiffe, die in das Verfah-
ren zu Beantragung, Beurteilung oder Gewährung 
einer Befreiung nach Regel A-4 einbezogen sind. Im 
Anhang werden auch die für die Beantragung einer 
Befreiung erforderlichen Mindest angaben festge-
legt.

7.2   Die Vertragsparteien können die Risikobewertun-
gen zur Gewährung von Befreiungen selbst durch-
führen oder vom Schiffseigentümer oder -betrei-
ber verlangen, diese durchzuführen. In jedem Fall 
ist die Vertragspartei, die die Befreiung gewährt, 
verantwortlich für die Beurteilung der Risikobe-
wertung, die Überprüfung der verwendeten Daten 
und Informationen und die Sicherstellung, dass 
die Risikobewertung gewissenhaft und objektiv 
nach den Richtlinien durchgeführt wird. Der/die 
empfangende(n) Hafenstaat(en) soll(en) jeden Be-
freiungsantrag ablehnen, bei dem festgestellt 

Vertragsparteien bezüglich der Konsultation auf 
Abschnitt 8 beziehen sollen.

6.5.2  Für die Transparenz und Widerspruchsfreiheit der 
Risikobewertung ist es wesentlich, a-priori Kriteri-
en zu bestimmen, um zwischen Szenarien mit un-
annehmbar hohem Risiko und Szenarien mit ei-
nem annehmbar niedrigen Risiko, bei denen es 
unwahrscheinlich ist, dass das Risiko von Ballast-
wasser, das nicht Regel B-3 und C-1 entspricht, 
die Umwelt, menschliche Gesundheit, Sachwerte 
oder Ressourcen der gewährenden Vertrags partei 
und angrenzender oder anderer Staaten beein-
trächtigt oder schädigt, zu unterscheiden. Die 
spezifischen Kriterien hängen von dem jeweiligen 
Risikobewertungsansatz sowie von der Unsicher-
heit bei der Analyse ab.

6.5.3 Für eine Risikobewertung zur Umweltanpassung:

  .1   Ein Szenario mit hohem Risiko könnte ange-
zeigt sein, wenn die Umweltbedingungen der 
Geber häfen sich mit den Umweltbedingungen 
der Empfängerregion decken. 

  .2   Ein Szenario mit niedrigem Risiko könnte ange-
zeigt sein, wenn die Umweltbedingungen der 
Geber häfen sich nicht mit den Umweltbedin-
gungen der Empfängerregion überlappen.

6.5.4  Für die biogeografische Risikobewertung von Ar-
ten: 

  .1   Ein hohes Risiko könnte angezeigt sein, wenn 
im Empfängerhafen derzeit nicht heimische Ar-
ten vorkommen, zu deren heimischen Berei-
chen auch die biogeografische Geberregion 
gehört.

  .2   Ein hohes Risiko könnte angezeigt sein, wenn 
Geber- und Empfängerhafen nicht heimi sche 
Arten gemeinsam haben, deren Ursprung aus 
einer anderen biogeografischen Region ist.

  .3   Ein mäßiges bis hohes Risiko könnte angezeigt 
sein, wenn in der biogeografischen Empfän-
gerregion derzeit nicht heimische Arten vor-
kommen, deren natürliches Verbreitungsgebiet 
die biogeografische Geberregion einschließt.

  .4   Ein mäßiges bis hohes Risiko könnte angezeigt 
sein, wenn die biogeografische Geberregion  
Hauptursprung vieler Eindringlinge in andere 
bio geografische Regionen ist.

6.5.5  Bei einer artenspezifischen Risikobewertung 
könnte eine Bewertung als mit hohem Risiko be-
haftet angesehen werden, wenn dabei zumindest 
eine Zielart ermittelt wird, die alle folgenden Krite-
rien erfüllt: 

  •  verursacht wahrscheinlich Schäden;

  •  vorhanden im Geberhafen oder in der biogeo-
grafischen Geberregion;

  •  wahrscheinlich, dass die Art durch das Ballast-
wasser in den Empfänger hafen eingeschleppt 
wird;

  •  Überlebenswahrscheinlichkeit im Empfänger-
hafen.

6.5.6  Die Gesamtwahrscheinlichkeit eines erfolgreichen 
Eindringens hängt teilweise auch von der Zahl der 
Organismen und der Häufigkeit ab, mit der sie 
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nen Staaten muss genügend Zeit zur sorgfältigen 
Prüfung der vorgeschlagenen Befreiungen gege-
ben werden.

8.2   Betroffenen Staaten sollen Informationen zu fol-
genden Punkten zur Verfügung gestellt werden: 
die für die Risikobewertung verwendete Methode, 
die Qualität der bei der Bewertung verwendeten 
Informationen, Unsicherheiten im Modell, Modell-
eingaben und/oder Risiko bewertungen, die Be-
gründung der vorgeschlagenen Befreiung, sowie 
alle für die Befreiung geltenden Bedingungen.

8.3   Die Risikobewertung soll gegebenenfalls die fol-
genden Elemente dokumentieren: 

  •  Kriterien oder Hinweise zur Festlegung der 
Zielarten in der Risikomethode.

  •  Eine in der biogeografischen Risikobewertung 
verwendete Bestandsaufnahme der heimi-
schen, nicht heimischen und kryptogenen Arten.

  •  Die in jedem Analyseschritt angewendeten Ak-
zeptanzkriterien. Die Risikobewertung muss in 
einen relevanten Kontext gesetzt werden, um 
die Ermittlung zu ermöglichen, ob ein Risiko-
niveau annehmbar ist oder nicht. Die einzige 
transparente, nachweisbare Art, dies zu tun 
ist, den tatsächlichen Risikograd mit klaren, 
vorher definierten Akzeptanzkriterien der Ab-
sätze 6.5.2 bis 6.5.8 zu vergleichen.

8.4   Zusätzlich sind die bei der Festlegung und Be-
grenzung der biogeografischen Region verwende-
ten Kriterien oder wissenschaftlichen Methoden 
darzulegen, sofern nicht eines der in Absatz 6.2.3 
empfohlenen Modelle verwendet wird.

8.5   Die Aufforderung zur Stellungnahme soll eine der 
beiden folgenden Antwortmöglich keiten für die 
betroffenen Staaten enthalten:

  .1  Befürwortet ohne Anmerkungen oder Bedin-
gungen.

  .2   Befürwortet mit Anmerkungen und/oder Be-
dingungen.

8.6   Die Frist für die Einreichung von Stellungnahmen 
des/der betroffenen Staat(s) soll in der Aufforde-
rung festgesetzt sein. Geht innerhalb der festge-
legten Frist keine Antwort ein, kann dies als „Ange-
nommen ohne Anmerkungen oder Bedingungen“ 
angesehen werden.

8.7   Befürwortet ein betroffener Staat die Gewährung 
der Befreiung(en) nicht, sollen die jeweili gen Grün-
de dafür angegeben werden. Alle Bedingungen 
oder Einschränkungen, die ein betroffener Staat 
für notwendig erachtet, um eine Befreiung befür-
worten zu können, sollen klar bestimmt werden.

9  Übermittlung von Informationen

9.1   Jede Vertragspartei des Übereinkommens, die an-
gegeben hat, dass sie Befreiungen gewähren 
wird, soll eine oder mehrere Kontaktstellen für den 
Eingang der Anträge benennen. Die erforderlichen 
Kontaktdaten sollen der Organisation vorgelegt 
werden. Sind diese Informationen für eine Ver-
tragspartei nicht vorhanden, soll die IMO-MEPC-
Kontaktstelle als Kontaktstelle für den Zweck die-
ser Richtlinien gelten.

wird, dass er diesen Richtlinien nicht entspricht, 
und die Gründe angeben, warum der Antrag nicht 
angenommen wurde.

7.3   Schiffseigentümer oder -betreiber, die eine Befrei-
ung anstreben, sollen die maßgeblichen Vertrags-
parteien kontaktieren, um sich über die durchzu-
führenden Risikobewertungsverfahren und die für 
diese Verfahren erforderlichen Informationen zu 
vergewissern.

7.4   Hat eine Vertragspartei festgelegt, dass der 
Schiffseigentümer oder -betreiber die Risikobe-
wertung durchführen soll, soll die Vertragspartei 
die relevanten Informationen bereitstellen, ein-
schließlich Antragsvoraussetzungen, das für die 
Risikobewertung zu verwendende Modell, zu 
berücksichti gende Zielarten, Datenstandards oder 
sonstige erforderliche Informationen. Der Schiffs-
eigentümer oder -betreiber soll diese Richtlinien 
befolgen und der Vertragspartei relevante Infor-
mationen vorle gen.

7.5   Der Hafenstaat soll sicherstellen, dass wie in Re-
gel A-4 Absatz 1.3 vorgesehen, lediglich den 
Schiffen Befreiungen gewährt werden, die Ballast-
wasser oder Sedimente nur zwischen von den in 
der Befreiung genannten Orten vermischen. Der 
Hafenstaat soll Nach weise der speziellen Maß-
nahmen anfordern, die unternommen wurden, um 
die Einhaltung dieser Regel zum Zeitpunkt der Ge-
währung und für die Dauer der Befreiung sicher-
zustellen. Die Nicht einhaltung während des Be-
freiungszeitraums soll unverzüglich zum Ruhen 
oder zum Wider ruf der Befreiung führen.

7.6   Eine Befreiung soll ab dem Erteilungsdatum 
höchstens 5 Jahre gültig sein. Die Genehmi gung 
kann saisonbedingte und zeitspezifische oder an-
dere Einschränkungen während der Gültigkeits-
dauer enthalten. 

7.7   Das Ergebnis der Risikobewertung soll folgender-
maßen dargestellt werden:

  .1   Die Reise(n) oder Route(n) stellt/stellen ein an-
nehmbares Risiko dar. Der Antrag auf Befrei-
ung wird bewilligt.

  .2   Die Reise/n oder Route(n) kann/können ein un-
annehmbares Risiko darstellen. Eine weitere 
Prüfung ist erforderlich.

  .3   Die Reise(n) oder Route(n) stellt/stellen ein un-
annehmbares Risiko dar. Die Befreiung von 
den Vorgaben für die Behandlung von Ballast-
wasser der Regel B-3 oder C-1 des Überein-
kommens wird nicht gewährt.

8  Konsultation

8.1   Nach Regel A-4 Absatz 3 haben Vertragsparteien 
jeden Staat, der durch eine gewährte Befrei ung 
Nachteile erleiden könnte, zu konsultieren. Dies 
soll angrenzende Staaten und alle anderen Staa-
ten, die betroffen sein könnten, einschließen, 
einschließ lich der Staaten, die in derselben bio-
geografischen Region wie der/die Empfänger-
hafen/Empfängerhäfen liegen. Die Staaten sollen 
Informationen austauschen und sich bemühen, 
etwa erkannte Probleme zu lösen. Den betroffe-
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10.5  Unterrichtet ein Hafenstaat Seefahrer über Gebie-
te unter seiner Hoheitsgewalt, wo aufgrund eines 
Notfalls oder einer sonstigen Situation mit hohem 
Risiko Schiffe kein Ballastwasser aufnehmen sol-
len, sollen alle Befreiungen von Schiffen zurück-
genommen werden, die in den bestimmten Gebie-
ten Ballastwasser aufnehmen. Unter diesen 
Umständen sollen Reeder oder Schiffsbetreiber 
schnellstmöglich von der Entscheidung, die Be-
freiung zu zurückzunehmen, unterrichtet werden.

10.6  Die „Richtlinien für zusätzliche Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit der Behandlung von Ballast-
wasser einschließlich Notfallsituationen (G13)“, 
angenommen durch Entschließung MEPC.161(56), 
geben eine Anleitung, um bei Notfällen im Zusam-
menhang mit Ballastwasser-Betriebsvorgängen 
schnell angemessene zusätzliche Maßnahmen zu 
ermitteln.

11   Technische Hilfe und Zusammenarbeit sowie 

regionale Zusammenarbeit

11.1  Artikel 13 des Übereinkommens legt fest, dass die 
Vertragsparteien sich verpflichten, unmittelbar 
oder über die Organisation und andere internatio-
nale Gremien denjenigen Vertragsparteien Unter-
stützung zu gewähren, die um technische Hilfe 
ersuchen, dass die Vertragsparteien sich zur Zu-
sammenarbeit verpflichten und dass die Vertrags-
parteien sich bemühen, die regionale Zusammen-
arbeit zu fördern.

11.2  Im Hinblick auf diese Richtlinien für die Risikobe-
wertung soll die Hilfe die Bereitstellung von Daten 
und Informationen umfassen, die erforderlich sind, 
um eine Risikobewertung durchzuführen, techni-
sche Hilfe in Bezug auf die Methoden zur Durch-
führung von Risikobewertungen sowie Akzeptanz-
kriterien.

Anhang 

 

Antrag an den Hafenstaat

Ein Antrag auf Befreiung an den Hafenstaat soll mindes-
tens Informationen zu den unten aufgeführten Punkten 
enthalten.

1  Allgemeine Informationen

  •  Zeitraum, für den ein Antrag angestrebt wird; 
von Monat/Jahr bis Monat/Jahr.

  •  Der Grund, warum eine Befreiung nach Regel 
A-4 angestrebt wird.

2  Informationen zum Schiff

  •  Name des Schiffes

  •  IMO-Nummer

  •  Registerhafen

  •  Bruttoraumzahl

  •  Eigentümer

  •  Rufzeichen

  •  Möglichkeit der Ballastwasser-Behandlung, 
die vom Schiff normalerweise durchgeführt 

9.2   Die Organisation soll die Kontaktliste in Umlauf 
bringen und diese Liste regelmäßig aktualisieren.

9.3   Die Entscheidung des/der Empfängerhafenstaa-
tes/staaten soll den Schiffseigentümern oder -be-
treibern, den betroffenen Staaten und der Organi-
sation schnellstmöglich vor dem Inkrafttreten der 
Befreiung mitgeteilt werden. Die Entscheidung 
soll die Grundlage für die Gewährung der Befrei-
ung und die Art und Weise, wie mögliche Stellung-
nahmen betroffener Staaten berücksichtigt wur-
den, erklären, sowie genau die Reise(n) angeben, 
für die die Befreiung gewährt wird, einschließlich 
der genannten Häfen oder Orte, der Dauer der Be-
freiung sowie Einzelheiten bezüglich Bedingungen 
oder Einschränkungen der Befreiung.

9.4   Befreiungen, die nach Regel A-4 des Übereinkom-
mens gewährt werden, werden nach der Mittei-
lung an die Organisation und der Weiterleitung 
wichtiger Informationen an die Vertragsparteien 
wirksam.

9.5   Jede gewährte Befreiung ist nach Regel A-4 Ab-
satz 4 auch im Ballastwasser-Tagebuch einzutra-
gen.

9.6   Wurde eine Befreiung für eine bestimmte Reise 
gewährt, sind jegliche Änderungen im Reiseplan 
vor Beginn der Fahrt oder dem Einleiten von Bal-
lastwasser der Vertragspartei mitzuteilen, die die 
Befreiung gewährt hat.

10   Überprüfung der Risikobewertung und Rück-

nahme von Befreiungen

10.1  Es wird empfohlen, die bei der Risikobewertung 
verwendeten Informationen regelmäßig zu über-
prüfen, da bei der Bewertung verwendete Daten 
und Annahmen veralten können. 

10.2  Es wird empfohlen, innerhalb von 12 Monaten, je-
doch auf keinen Fall später als 36 Monate nach 
der Gewährung der Erlaubnis eine Zwischenüber-
prüfung durchzuführen. Ein Empfängerhafenstaat 
kann verlangen, dass während der Dauer der Be-
freiung mehrere Überprüfungen durchgeführt wer-
den, allerdings soll normalerweise nicht mehr als 
eine jährliche Überprüfung verlangt werden.

10.3  Die Erneuerung einer Befreiung nach den ersten 
60 Monaten darf ohne eine sorgfältige Überprü-
fung der Risikobewertung, Konsultation mit be-
troffenen Staaten und Mitteilung der Entscheidung 
an die Organisation nach Regel A-4 Absatz 2 nicht 
erfolgen.

10.4  Eine nach Regel A-4 des Übereinkommens ge-
währte Befreiung muss möglicherweise zurückge-
nommen werden, wenn das mit einer Fahrt ver-
bundene tatsächliche Risiko seit der letzten 
Risikobewertung deutlich angestiegen ist. Dies 
würde Notfallsituationen einschließen wie das 
akute oder epidemische Auftreten, den Einfall 
oder die Verbreitung von schädlichen Wasseror-
ganismen und Krankheitserregern (z. B. giftige Al-
genblüte), von denen mit gewisser Wahrschein-
lichkeit anzunehmen ist, dass sie im Ballastwasser 
aufgenommen werden (Regel C-2 des Überein-
kommens).
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wird, einschließlich Ballastwasser-Aufberei-
tungstechnologie, sofern eingebaut

  •  Eine Kopie des Ballastwasser-Behandlungs-
plans des Schiffes soll eingereicht werden.

  •  Die Verwaltung kann auch die Historie der Be-
handlung von Ballastwasser und Sedimenten 
für einen bestimmten Zeitraum verlangen.

3  Informationen zur Route

  •  Gewählte Route, angegeben als Geberhafen/
häfen und Empfängerhafen für die Ballastwas-
ser-Einleitung.

  •  Im Falle einer einzelnen Reise: Datum und Zeit 
von Abfahrt und Ankunft

  •  Im Falle von mehreren Reisen: Häufigkeit der 
Reisen, Regelmäßigkeit und geschätzte Men-
ge des während des Befreiungszeitraums ein-
geleiteten Ballastwassers. Geschätzte Ab-
fahrts- und Ankunftsdaten und -zeiten.

  •  Alle Reisen, auf denen das Schiff plant, wäh-
rend des Befreiungszeitraums andere als die 
angegebenen Häfen anzulaufen. 

  •  Im Falle von mehreren Reisen, die geschätzte 
Gesamtzahl der Reisen und der Menge des 
während des Befreiungszeitraums eingeleite-
ten Ballastwassers.

(VkBl. 2011 S. 546)


